
Dass Hollabrunns Stadtregie-
rung die Flüchtlingsunterbrin-
gung nun im nicht öffentlichen
Teil der Gemeinderatssitzung fi-
xiert, macht auf den ersten
Blick keine gute Optik, ist aber
zu vernachlässigen. Schließlich
hat der Bürgermeister längst
bestätigt, dass im Studenten-
heim 20 weitere Plätze geschaf-
fen werden. Es soll sich übri-
gens um 14- bis 18-jährige Ju-
gendliche handeln, die hier ein-
ziehen. Dazu kommen Unter-
künfte im Landesjugendheim
und in privaten Häusern, sodass
die Bezirkshauptstadt – die be-
reits seit Jahren betreuten Asyl-
werber hinzugerechnet – die
anstehende 1,5-Prozent-Quote
sogar schon erfüllen würde.

Weil auch Rot, Blau und Grün
keinerlei Bedenken signalisiert
haben, gibt es wenig Grund zur
Aufregung. Mit etwas Verspä-
tung soll es nun sogar eine Info-
veranstaltung des Arbeitskrei-
ses für Integration geben. The-
ma: „Flüchtlinge willkommen?“
Und insgesamt hat man das Ge-
fühl: Würde es im Bund nur halb
so gut funktionieren wie in den
NÖ-Gemeinden, wären wir viele
Sorgen los.

Flüchtlinge sind
willkommen

Christoph
Reiterer
über den
Umgang mit der
Flüchtlings-
problematik.
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Der Stadtchef mit
scharfer Munition
In einem Erdäpfelacker vom
Bürgermeister Bernreiter ha-
ben‘s bei der Ernte eine scharfe
Granate gefunden. Gerüchte,
dass er gleich Ideen hatte, wem
er die in den Garten schmeißen
könnte, wurden nicht bestätigt.

BEZIRK | Gemeindebund-Präsi-
dent Helmut Mödlhammer hat-
te in der vergangenen Woche
noch an die Vernunft der Natio-
nalratsabgeordneten appelliert.
Doch mit den Stimmen der Re-
gierungsparteien SPÖ und ÖVP
sowie von Grünen und NEOS
wurde das umstrittene Durch-
griffsrecht beschlossen, das es
dem Bund erleichtern soll,
Maßnahmen in der Flüchtlings-
krise zu ergreifen. Heftige Kritik
dazu kommt auch vom Bezirks-
obmann der ÖVP-Gemeinde-
vertreter, Manfred Marihart.

„Auf diese Art ist das nicht in
Ordnung. Wenn man so schnell
ein Verfassungsgesetz für so et-
was ändern kann, was kommt
dann als Nächstes? Vielleicht
unser Wasser? Das ist ein
schwerer Schaden für die Ge-
meindeautonomie“, hält Mari-
hart seinen Unmut nicht zu-
rück. „Das ist nicht in Ordnung.
Auch nicht von meiner Partei.“

Die Flüchtlingskrise sei so-
wohl von der hohen Politik als
auch von der hohen Beamten-
schaft völlig verschlafen wor-
den. Die Infos seien spärlichst
gewesen. Die ganze Schwäche
der Bundespolitik zeige sich da-
rin, dass man einen externen
Flüchtlingskoordinator benöti-
ge. „Wenn ein Bürgermeister
solche Hilfe braucht, jagen s’
ihn mit dem nassen Fetzen da-
von“, meint Marihart.

„Schwerer Schaden für
Gemeindeautonomie“
Durchgriffsrecht | Regierung beschloss, dass der Bund die Gemeinden
„zwangsbeglücken“ kann. GVV-Marihart (VP) spart nicht mit Kritik.
Von Christoph Reiterer

Als Bürgermeister der Stadtge-
meinde Pulkau kann er ein Lied
vom verfehlten Krisenmanage-
ment singen. Schon vor einem
Jahr hat man sich in seiner Ge-
meinde erste Gedanken zur
Flüchtlingsunterbringung ge-
macht. „Damals war das aber al-
len vollkommen wurscht und
jetzt auf einmal geht alles“,
schüttelt Marihart den Kopf.

Und er spinnt seine Gedan-
ken noch weiter: „Mehr als vor
den Flüchtlingen fürchte ich
mich vor einem AKW-Unfall in
Grenznähe. Wie gut ist unser
Krisenmanagement dann, wenn
wir auf einmal Hunderttausen-
de Menschen absiedeln müs-
sen?“

Weniger aufgeregt betrachtet
der GVV-Bezirksobmann der
SPÖ, Herbert Goldinger, das
Durchgriffsrecht (siehe Inter-
view auf Seite 10), während
Hollabrunns FPÖ-Nationalrats-
abgeordneter Christian Lausch
natürlich dagegen gestimmt
hat: „Ich halte das nicht für ei-
ne gute Idee. Viktor Orbán

macht in Ungarn alles richtig.
Es gibt einen Punkt, an dem
man sagen muss: Mehr Flücht-
linge gehen nicht mehr.“ Die
Gemeinden sollten selbst ent-
scheiden. „Jetzt sind sie ent-
machtet.“

Eva-Maria Himmelbauer hat
also VP-Nationalratsabgeordne-
te für das Durchgriffsrecht ge-
stimmt. Sie kommt aus Leodag-
ger und damit aus Mariharts Ge-
meinde. Die Kritik ihres Bürger-
meisters kann sie verstehen. „Es
ist keine optimale Lösung.“ Sie
betont aber, dass es sich um ei-
ne absolute Ausnahmesituation
handle.

Der Bund habe in dieser Not-
situation eine Möglichkeit ge-
suchtt, vor dem Winterein-
bruch – ohne langwierige Ge-
nehmigungsverfahren – Quar-
tiere schaffen zu können. Da ge-
he es um jene Bundesländer,
die ihre Quote nach wie vor
nicht erfüllen. In Niederöster-
reich werde diese sogar überer-
füllt. Außerdem trete das Gesetz
mit 2018 wieder außer Kraft.

„Das ist nicht in Ord-
nung, auch nicht von
meiner Partei. Dazu
stehe ich. Wehret den
Anfängen.“
GVV-Bezirksobmann Manfred
Marihart (ÖVP) zum nun
realisierten Durchgriffsrecht.

Die Pulkauer rund um ihren Bürgermeister Manfred Marihart (Mitte) haben
in der Flüchtlingsfrage Weitblick bewiesen. Dass die „hohe Politik“ geschla-
fen hat, ärgert den VP-Obmann des Gemeindevertreterverbandes sehr.
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